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Der iw-Newsletter versorgt Sie mit aktuellen und 

praxisnahen Informationen aus dem Recht der 

Sozialwirtschaft. Sie erwarten fundierte Analysen und 

Einschätzungen zu für Sie relevanten Themengebieten, die 

wir tagtäglich betreuen oder die in Zukunft wichtig werden. 

Dazu zählen insbesondere Arbeitsrecht, Heimrecht, 

Leistungsrecht und Vertragsrecht aus SGB V, VIII, IX, XI und 

XII, das zugehörige Vergütungsrecht sowie Strafrecht.

Themen

• Einmal gelogen, doppelt gestraft!

• Wenn die Heimaufsicht anordnet – Grenzen und Chancen für 

Einrichtungsträger

• Entgelterhöhungen in Pflegeeinrichtungen: Das 

Rechtsprechungs-Update

• Per E-Mail zur Investverhandlung – besser nicht

• Kostenabgrenzung in der ambulanten außerklinischen 

Intensivpflege
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EINMAL GELOGEN, DOPPELT GESTRAFT!

Gibt ein Arbeitnehmer in einem laufenden arbeitsgerichtlichen 

Verfahren bewusst falsche Erklärungen ab, kann er nicht nur 

seinen Prozess, sondern auch seinen Job verlieren. Dies entschied 

das Landesarbeitsgericht Niedersachsen mit Urteil vom 

13.08.2025 (Az. 2 SLa 735/24).

Der Fall: Der Arbeitnehmer und sein Arbeitgeber stritten vor dem 

Arbeitsgericht über die Wirksamkeit einer ordentlichen 

Kündigung sowie über einen Anspruch auf Bonuszahlung in Höhe 

von 10.000,00 Euro. Der Arbeitnehmer behauptete, die 

Bonuszahlung sei arbeitsvertraglich verbindlich vereinbart. Das 

entsprach allerdings nachweislich nicht der Wahrheit. Daraufhin 

kündigte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis erneut, diesmal 

fristlos wegen versuchten Prozessbetrugs.

Die Entscheidung: Das Landesarbeitsgericht Niedersachsen 

bestätigte die Wirksamkeit der fristlosen Kündigung wegen 

versuchten Prozessbetrugs. Es führte aus, dass bewusst falsche 

Tatsachenbehauptungen eines Arbeitnehmers immer eine 

erhebliche Pflichtverletzung und somit einen Kündigungsgrund 

darstellen. Dabei ist es unerheblich, ob die Lüge auffliegt oder ob 

er das Gericht erfolgreich täuschen konnte. Bereits ein 

untauglicher Versuch stellt einen erheblichen Verstoß dar. 

Praxistipp: Es kommt immer wieder vor, dass Arbeitnehmer im 

Rahmen von gerichtlichen Verfahren bewusst falsche Tatsachen 

behaupten, häufig etwa, um einen Anspruch auf Überstunden zu 

begründen. Daher lohnt es sich, sein Vorbringen genau zu prüfen. 

Da eine außerordentliche Kündigung sehr zeitnah, innerhalb von 

zwei Wochen, ausgesprochen werden muss, ist auch stets Eile 

geboten.

Ioannis Michalis



WENN DIE HEIMAUFSICHT ANORDNET – GRENZEN 

UND CHANCEN FÜR EINRICHTUNGSTRÄGER  

Heimaufsichtsbehörden können bei Mängeln Anordnungen 

erlassen und diese mit Zwangsgeld durchsetzen. Das OVG 

Lüneburg (Az. 2 ME 31/25 und 2 ME 176/25) hat zuletzt Maßstäbe 

zur Bestimmtheit und Verhältnismäßigkeit dieser behördlichen 

Verfügungen konkretisiert: 

Bestimmtheit einer Anordnung: Die Bezugnahme auf 

„hygienische/medizinische Standards" kann ausreichend sein, 

sofern diese z.B. erkennbar die DNQP-Expertenstandards meint. 

Begriffe wie „adäquat"/„erforderlich“ sind im pflegerischen Kontext 

auslegungsfähig und nicht per se unbestimmt. Die Fristsetzung 

„ab sofort“ ist bei akuter Gefahr zulässig, Verzögerungen durch 

Betriebsinterna sind unbeachtlich. Selbst die „sofortige 

Personalaufstockung“ kann rechtmäßig sein; es obliegt den 

Einrichtungen, deren Unmöglichkeit nachzuweisen. 

Zwangsgeldandrohung: Eine Zwangsgeldandrohung, die sich auf 

mehrere heimrechtliche Pflichten bezieht, ist bestimmt, wenn klar 

wird, dass das Zwangsgeld schon bei Verstoß gegen eine einzige 

Pflicht fällig wird. Aber Achtung: Solche Androhungen sind nur

verhältnismäßig, wenn die volle Zwangsgeldhöhe für jeden 

einzelnen – auch geringfügigen – Verstoß angemessen wäre. An 

dieser Hürde dürften viele Androhungen scheitern.

Praxistipp: Prüfen Sie heimrechtliche Bescheide sorgfältig und 

unverzüglich; oft finden sich Angriffspunkte. Etablieren Sie hierfür 

effektive Alarmwege, achten Sie auf eine lückenlose 

Dokumentation (auch von verweigerten Leistungen) und halten 

Sie transparent Nachweise über Ihre Personalakquise –

Ausschreibungen, Bewerbungsverläufe, Anfragen/Absagen von 

Leiharbeitsunternehmen – vor; im Streitfall kann dies den 

entscheidenden Unterschied machen.

Bao-Linh Ruoff



ENTGELTERHÖHUNGEN IN PFLEGEEINRICHTUNGEN: 

DAS RECHTSPRECHUNGS-UPDATE 

Pflegeeinrichtungen stehen vor der Herausforderung, 

steigende Kosten gerecht auf ihre Bewohner umzulegen. 

Gleichzeitig müssen sie strenge rechtliche Vorgaben 

einhalten, um die Entgelterhöhungen wirksam 

durchzusetzen. Aktuelle Rechtsprechung bringt jetzt mehr 

Klarheit – vor allem bei der zwingend erforderlichen 

Zustimmung und dem Umfang der Begründung.

Unverzichtbar: Die Zustimmung zur Entgelterhöhung

Nach ständiger Rechtsprechung wird eine Entgelterhöhung 

gemäß § 9 Wohn- und Betreuungsvertragsgesetz (WBVG) nur 

wirksam, wenn der Bewohner bzw. dessen Vertreter zustimmt –

und zwar ausdrücklich; nur in wenigen Ausnahmefällen reichte 

ein schlüssiges Verhalten. Das Kammergericht Berlin bekräftigte 

das 2025: eine das Entgelt erhöhende Vertragsänderung kann 

ohne eine zustimmende Erklärung des Bewohners nicht zustande 

kommen (KG Berlin, Urteil vom 17.02.2025, Az. 23 UKI 8/24). 

Einseitige Erhöhungen oder das Stellen von Rechnungen ohne 

vorherige Zustimmung sind nicht nur unwirksam, sie können 

sogar zu Abmahnungen oder Klagen durch Verbraucherschützer 

führen. 



Auch das bloße Verstreichenlassen der Sonderkündigungsfrist 

oder das Dulden der Abbuchung per Lastschrift reichen in der 

Regel nicht aus – erst recht nicht, wenn der Bewohner der 

Erhöhung ausdrücklich widerspricht (KG Berlin, Urteil vom 

13.11.2025, Az. 20 UKl 1/24).

Erst wenn ein Gericht die fehlende Zustimmung rechtskräftig 

ersetzt, darf die Einrichtung das erhöhte Entgelt vom Bewohner 

fordern und damit abrechnen. Es lohnt sich also trotz des 

zusätzlichen Aufwands, vorab das Einvernehmen der Bewohner 

zu suchen.

Gelockerte Anforderungen an die Begründung

Auf der anderen Seite gibt es auch eine gute Nachricht für 

Einrichtungsbetreiber: Die Hürden für ein formell korrektes 

Entgelterhöhungsverlangen werden von den Gerichten 

inzwischen niedriger gehängt. Nach jüngeren Entscheidungen 

reicht es aus, die einzelnen Kostenblöcke klar zu benennen, eine 

übersichtliche Gegenüberstellung der alten und neuen Entgelte 

beizufügen und den Anlass der Erhöhung (z.B. gestiegene 

Personalkosten) knapp anzugeben. Die Gerichte fordern keine bis 

ins Detail ausformulierte Kostenaufschlüsselung und tief gehende 

Begründung mehr (OLG Köln, Urteil vom 28.02.2024, Az. 5 U 

60/23; OLG Dresden, Urteil vom 02.08.2022, Az. 4 U 143/22; OLG 

Düsseldorf, Urteil vom 30.10.2025, Az. 20 U 48/24). Bewohnern 

muss aber die Möglichkeit zur Einsichtnahme in die Kalkulationen 

eingeräumt werden, falls weitere Nachfragen bestehen.

Praxistipp: Rechnen Sie das erhöhte Entgelt erst nach 

Zustimmung Ihrer Bewohner ab und achten Sie auf 

nachvollziehbare, aber nicht überkomplizierte Begründungen von 

Erhöhungen. Eine einseitige Umsetzung oder unklare 

Erhöhungsschreiben bergen rechtliche Risiken – Transparenz und 

Dialog beugen hingegen Unstimmigkeiten und rechtlichen 

Auseinandersetzungen wirksam vor.

Markus Düncher



PER E-MAIL ZUR INVESTVERHANDLUNG –

BESSER NICHT 

Wer mit dem Sozialhilfeträger seine Investitionskosten neu 

verhandeln will, muss ihn gemäß § 77 Abs. 1 SGB XII „schriftlich“

dazu auffordern. Da Vergütungsvereinbarungen öffentlich-

rechtliche Verträge sind, gilt der Schriftformbegriff des BGB: 

Erforderlich ist eine eigenhändig unterzeichnete Urkunde (vulgo: 

ein Blatt Papier), deren Zugang beim Gegner nachweisbar ist.

Eine einfache E-Mail – auch mit eingescannter Unterschrift oder 

Signaturzeile – wahrt die Schriftform dagegen nicht. Nur eine 

qualifizierte elektronische Signatur stünde der Schriftform gleich.

Die Folgen sind erheblich: Die Dreimonatsfrist, nach deren Ablauf 

die Schiedsstelle angerufen werden kann, beginnt erst mit 

Zugang einer formwirksamen schriftlichen Aufforderung. 

Ist die aber unwirksam, wird die Frist nicht ausgelöst –

der frühestmögliche Zeitpunkt einer Folgevereinbarung 

verschiebt sich. Da eine Rückwirkung von Vergütungsan-

passungen ausgeschlossen ist, führt jeder Verzug zu 

unwiederbringlichen Verlusten.

Sozialhilfeträger nutzen auch diesen formalen Einwand immer 

öfter gezielt, um Vergütungsanpassungen hinauszuzögern –

gesetzeskonform, aber mit spürbaren wirtschaftlichen Folgen für 

Leistungserbringer.

Praxistipp: Versenden Sie Verhandlungsaufforderungen stets als 

unterschriebenes Original und dokumentieren Sie den Zugang 

lückenlos. E-Mail-Korrespondenz setzt keine Fristen in Lauf und 

gefährdet Ihre Vergütungsansprüche.

Jonas Schreck



KOSTENABGRENZUNG IN DER AMBULANTEN 

AUßERKLINISCHEN INTENSIVPFLEGE

Das Bundessozialgericht (BSG) hat die Kostenabgrenzung 

zwischen SGB V und SGB XI bei der 24-Stunden-AKI nach § 37c 

SGB V neu justiert (Urteil vom 12.03.2026, Az. B 8 SO 6/25 R). Die 

Entscheidung betrifft Fälle, in denen dieselbe Pflegefachkraft 

gleichzeitig Behandlungspflege und Pflegesachleistungen 

erbringt.

Mit dem Wegfall des Minutenzählens im SGB XI ab 2017 war die 

Grundlage für die zeitbasierte Kostenabgrenzung entfallen. Die 

Kostenabgrenzungs-Richtlinien regelten zwar den pauschalen 

Zeitanteil, schwiegen aber zur Abrechnung nach 

Leistungskomplexen. Sozialhilfeträger legten daraufhin den AKI-

Stundensatz der Krankenkassen zugrunde – mit erheblichen 

Kürzungen für Leistungserbringer.

Das BSG hat die bisherige Praxis der Sozialhilfeträger verworfen 

und nun klargestellt: Die Vergütungsvereinbarungen nach § 89 

SGB XI binden auch den Sozialhilfeträger – eine einseitige 

Festlegung des Stundensatzes ist unzulässig. Unabhängig von der 

Abrechnungsart sind die Kosten nach wie vor hälftig aufzuteilen. 

Das heißt, die Kosten der Pflegesachleistungen trägt zu 50 

Prozent die Kranken-, die anderen 50 Prozent die Pflegekasse, die 

aber gedeckelt auf den Sachleistungshöchstbetrag ist. Verbleibt 

ein ungedeckter Eigenanteil, ist der zunächst vom Klienten selbst 

aufzubringen; sollte dies nicht möglich sein, tritt der 

Sozialhilfeträger ein.

Praxistipp: Pflegedienste sollten ihre Vergütungsvereinbarung 

nach § 89 SGB XI prüfen und entweder alle erbrachten 

Leistungskomplexe vertraglich vereinbaren oder angemessene 

Zeitvergütungen verhandeln. Erhalten Klienten 

Leistungskürzungen oder Ablehnungen der Hilfe zur Pflege, 

sollten diese vorsorglich Widerspruch einlegen.

Nicole Hörr
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Sascha Iffland 

Rechtsanwalt, Heim- und 

Pflegerecht, Pflegesatz und 

Investitionskosten, 

Außerklinische Intensivpflege 

Alex Wischnewski 

Rechtsanwalt, Fachanwalt für 

Arbeitsrecht, individuelles und 

kollektives Arbeitsrecht, 

Wirtschaftsstrafrecht

Sascha Iffland hat die Kanzlei 2002 gegründet. Er hat sich seitdem 

als Experte für das Heim- und Pflegerecht bundesweit einen 

Namen gemacht. Er gestaltet Konfliktlösungen mit den 

Aufsichtsbehörden, führt Pflegesatzverhandlungen und berät zur 

strategischen Positionierung von Einrichtungen. Zu seinen 

Schlüsselqualifikationen zählt außerdem eine langjährige Tätigkeit 

in der praktischen Pflege.

Alex Wischnewski ist Gründungspartner der Kanzlei. Er berät 

bundesweit Unternehmen der Gesundheits- und Sozialwirtschaft 

im individuellen und kollektiven Arbeitsrecht. Als gefragter 

Fachreferent hält er Vorträge und Seminare zu aktuellen 

arbeitsrechtlichen Themen im gesamten Bundesgebiet. Außerdem 

vertritt er Leitungs-, Pflege- und Betreuungskräfte in Strafverfahren 

mit pflegespezifischem Hintergrund.
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VERSTÄRKUNG FÜR UNSER TEAM:

DREI NEUE ANWÄLTE ON BOARD

Unsere Kanzlei wächst weiter: Wir freuen uns, mit Oliver Herbert, 

Julia-Marie Bludau und Simon Hellmich drei neue 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in unserem Team 

begrüßen zu dürfen!

Alle drei bringen fundierte fachliche Expertise, neue Impulse und 

großes Engagement mit. Mit der personellen Verstärkung bauen 

wir unsere Beratungskapazitäten gezielt aus und setzen unseren 

Anspruch fort, Mandantinnen und Mandanten auf hohem 

fachlichem Niveau, effizient und persönlich zu begleiten. Wir 

heißen unsere neuen Kolleginnen und Kollegen herzlich 

willkommen und freuen uns auf die Zusammenarbeit!

iw intern: News/Angebote

Wissensvorsprung nutzen!

Als Ihr verlässliches Beratungsteam für die Sozialwirtschaft 

informieren wir Sie gerne zu neuen rechtlichen Entwick-

lungen. Ob Präsenzworkshop oder Online-Seminar: Unsere 

Schulungsformate greifen die aktuellen Herausforderungen 

der Branche auf und bieten praxisnahe Lösungsansätze.

Gern entwickeln wir gemeinsam mit Ihnen ein passendes 

Workshop-Format!

https://www.facebook.com/IfflandWischnewski/
https://www.instagram.com/ifflandwischnewski/
https://www.kununu.com/de/iffland-wischnewski-rechtsanwaelte1
https://www.linkedin.com/company/iffland-wischnewski-rechtsanwaelte
mailto:info@iw-recht.de
tel://+496151136600/
https://www.iw-recht.de/
https://www.xing.com/pages/ifflandwischnewskirechtsanwalte
https://www.iw-recht.de/rss-feeds/
https://www.iw-recht.de/impressum/
https://www.iw-recht.de/datenschutz/
mailto:management@iw-recht.de?subject=iw-Newsletter%20abbestellen&body=Bitte%20schicken%20Sie%20mir%20keine%20weiteren%20Newsletter.%20Vielen%20Dank!
mailto:management@iw-recht.de?subject=Bestellung%20iw-Newsletter&body=Bitte%20senden%20Sie%20mir%20den%20iw-Newsletter%20zu.%20Vielen%20Dank!%20
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